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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 RJ 485/00
Datum 09.11.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 29/02
Datum 11.09.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 09.11.2001 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der am 1944 geborene KlÃ¤ger ist ein aus dem Kosovo stammender Albaner, der
seit seiner Ausweisung aus Deutschland im April 2000 wieder im Kosovo wohnhaft
ist. Er hat in der Bundesrepublik zwischen 1970 und 1973 und vom Mai 1996 bis
MÃ¤rz 2000 Versicherungszeiten erworben. Laut Auskunft des letzten Arbeitgebers
war er 1996 6 1/2 Monate und 1997 5 Monate als ungelernter Bauwerker
beschÃ¤ftigt und nach der Lohngruppe VII des Bautarifvertrags entlohnt. Entlassen
wurde er wegen Arbeitsmangels. Der KlÃ¤ger hat sich selbst als angelernten Maurer
(6 Monate Anlernzeit) bezeichnet.
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Sein erster Rentenantrag vom 02.12.1998 ist am 29.04.1999 mangels besonderer
versicherungsrechtlicher Voraussetzungen und fehlenden Leistungsfalls abgelehnt
worden. Vorausgegangen war ein Gutachten des Allgemeinmediziners Dr.T. vom
03.03.1999, worin eine vollschichtige LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte Arbeiten
bejaht worden war. Auch der von der Beklagten zugezogene orthopÃ¤dische
Gutachter Dr.P. hatte in seinem Gutachten vom 24.03.1999 leichte TÃ¤tigkeiten
fÃ¼r vollschichtig zumutbar erachtet.

Am 03.09.1999 stellte der KlÃ¤ger erneut einen Rentenantrag. Die Beklagte zog die
Krankenunterlagen Dr.B. bei und veranlasste eine ambulante Untersuchung durch
den Internisten Dr.S â�¦ Nachdem dieser in seinem Gutachten vom 23.11. 1999
keine wesentliche Befundverschlechterung gegenÃ¼ber den Vorgutachten
festgestellt hatte, lehnte die Beklagte am 15.12.1999 eine RentengewÃ¤hrung ab.
Der KlÃ¤ger sei weder erwerbsunfÃ¤hig noch berufsunfÃ¤hig, da ihm leichte
Arbeiten ohne Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung und ohne hÃ¤ufiges
BÃ¼cken vollschichtig zumutbar seien.

Im Widerspruchsverfahren machte der KlÃ¤ger geltend, laut Arbeitsamt sei er nicht
vermittlungsfÃ¤hig und laut behandelnden OrthopÃ¤den nicht belastbar. Er sei
tÃ¤glich auf Schmerzmittel angewiesen. Der OrthopÃ¤de Dr.A. attestierte am
20.12.1999, wegen eines Bandscheibenvorfalls, Spondylarthrose und
Lumbosacralarthrose sei der KlÃ¤ger fÃ¼r schwere Arbeiten nicht mehr
einzusetzen. Nach AnhÃ¶rung ihres sozialmedizinischen Dienstes wies die Beklagte
den Widerspruch am 02.02.2000 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Im Klageschriftsatz trug der KlÃ¤ger vor, die Beklagte habe es unterlassen, eine
konkrete VerweisungstÃ¤tigkeit zu benennen. Wegen eingeschrÃ¤nkter
WegefÃ¤higkeit auf Strecken von 800 m hÃ¤tte auch die konkrete Wohnsituation
eruiert werden mÃ¼ssen. Er sei nicht vollschichtig leistungsfÃ¤hig. Dr.A. schrieb in
seinem Befundbericht von April 2000, wegen Diskushernie, Spondylarthrosen und
ISG-Arthrose kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht heben und lange stehen; daher sei keine
nennenswerte TÃ¤tigkeit zu erwarten. Weitere Befundberichte wurden von Dr.B.
und dem Neurologen Dr.S. eingeholt, der ein lumbales Wurzelreizsyndrom
diagnostizierte.

Im Auftrag des Gerichts erstellte Dr.L. , Leitender Oberarzt der Chirurgischen
Abteilung vom StÃ¤dtischen Krankenhaus H. , am 28.03.2001 ein Gutachten nach
ambulanter Untersuchung. Er diagnostizierte als Hauptleiden ein chronisches
HalswirbelsÃ¤ulensyndrom leichter und ein LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom
mittelschwerer PrÃ¤gung mit sich daraus ergebender FunktionseinschrÃ¤nkung
ohne Zeichen eines peripher-neurogenen Defektes. Seines Erachtens kann der
KlÃ¤ger leichte, kurzfristig mittelschwere Arbeiten, im Wechsel der Arbeitsposition
in geschlossenen RÃ¤umen, kurzfristig im Freien, achtstÃ¼ndig verrichten.
Ausgeschlossen seien das Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg, hÃ¤ufiges
BÃ¼cken, ausschlieÃ�liches Arbeiten an Maschinen und am FlieÃ�band und
Ã�berkopfarbeit. BeschrÃ¤nkungen hinsichtlich des Anmarschweges zur
Arbeitsstelle seien nicht gegeben und weitere fachÃ¤rztliche Untersuchungen seien
nicht erforderlich. GestÃ¼tzt hierauf wies das Sozialgericht MÃ¼nchen die Klage
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am 09.11.2001 ab. Der KlÃ¤ger genieÃ�e keinen Berufsschutz und der Arbeitsmarkt
sei bei vollschichtiger LeistungsfÃ¤higkeit ohne Belang.

Gegen das am 19.12.2001 zugestellte Urteil legte der KlÃ¤ger am 21.01.2002 unter
Bezugnahme auf die KlagebegrÃ¼ndung Berufung ein. Die Begutachtung durch
Dr.L. werde nicht akzeptiert, da sie nur in einem 15-minÃ¼tigen Termin
durchgefÃ¼hrt worden sei. Er stellte den Antrag, den von ihm benannten Arzt
seines Vertrauens zu hÃ¶ren.

Der am 27.03.2002 angeforderte Kostenvorschuss wurde trotz FristverlÃ¤ngerung
bis 15.07.2002 nicht entrichtet.

Am 17.06.2002 wurde ein Antrag auf Prozesskostenhilfe mangels Erfolgsaussicht
abgelehnt.

Der KlÃ¤ger beantragt:

Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 09.11.2001 wird aufgehoben und die
Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheids vom 15.12.1999 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 02.02.2000 verurteilt, auf den Antrag des KlÃ¤gers
vom 03.09.1999 Rente wegen Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten, der Akten des
Sozialgerichts MÃ¼nchen sowie der Berufungsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Obwohl der KlÃ¤ger mit seinem Berufungsschriftsatz vom 21.01. 2002 einen Antrag
gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG gestellt hat, ist die Streitsache entscheidungsreif. Die
AnhÃ¶rung des Prof.Dr.K. wurde von der Einzahlung eines Kostenvorschusses in
HÃ¶he von 1.500 Euro abhÃ¤ngig gemacht. Die am 22.03.2002 hierfÃ¼r gesetzte
Frist ist nach der VerlÃ¤ngerung vom 21.06.2002 bis 15.07.2002 ergebnislos
verstrichen.

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich
jedoch als unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 09.11.2001
ist ebensowenig zu beanstanden wie der Bescheid der Beklagten vom 15.12.1999 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 02.02.2000. Der KlÃ¤ger hat keinen
Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Er ist weder
berufsunfÃ¤hig noch erwerbsunfÃ¤hig oder erwerbsgemindert.

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
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Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs.2 Satz 1 und 2 SGB VI in
der bis 31.12.2000 maÃ�geblichen Fassung gemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs.2 SGB VI). Zwar
ist das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers soweit beeintrÃ¤chtigt, dass er seinen in
der Bundesrepublik Deutschland ausgeÃ¼bten Beruf als Bauwerker nicht mehr
ausÃ¼ben kann. Sein RestleistungsvermÃ¶gen ist jedoch dergestalt, dass er noch
zumutbar auf eine andere TÃ¤tigkeit verwiesen werden kann.

Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der
sozialen Wertigkeit des bisherigen Berufs. Um diese zu beurteilen, hat das
Bundessozialgericht die Berufe der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Ausgehend
von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines
Berufes haben, werden die Gruppen durch den Leitberuf des Vorarbeiters mit
Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders hoch qualifizierten Facharbeiters, des
Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungszeit von mehr
als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters (sonstiger Ausbildungsberuf mit einer
Regelausbildungszeit von bis zu zwei Jahren) und des ungelernten Arbeiters
charakterisiert (vgl. Bundessozialgerichtsentscheidungen in SozR 2200 Â§ 1246
Nr.138 und 140). Ausschlaggebend fÃ¼r die Einordnung eines bestimmten Berufs in
dieses Mehrstufenschema ist die QualitÃ¤t der verrichteten Arbeit, d.h. der aus
einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Dabei
ist allein auf das Erwerbsleben in der Bundesrepublik Deutschland abzustellen. Dem
Versicherten ist die Verweisung auf die im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
nÃ¤chstniedrigere Gruppe zumutbar (stÃ¤ndige Rechtsprechung u.a. in SozR
3-2200 Â§ 1246 RVO Nr.5).

Zutreffend hat das Sozialgericht einen Berufsschutz des KlÃ¤gers verneint. Die
zuletzt im zweiten BeschÃ¤ftigungsabschnitt in der Deutschen Sozialversicherung
versicherungspflichtig zurÃ¼ckgelegten TÃ¤tigkeiten bei einer Baufirma waren
Hilfsarbeiten als ungelernter Bauwerker. HierfÃ¼r spricht nicht nur die
Beschreibung der TÃ¤tigkeiten durch den Arbeitgeber, sondern auch die tarifliche
Einstufung in die Lohngruppe VII des Tarifvertrags fÃ¼r das Baugewerbe. Die
angebliche Anlernzeit als Maurer von 6 Monaten hat dabei erkennbar keinerlei Rolle
gespielt. Als ungelernter Arbeiter ist der KlÃ¤ger aber auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt uneingeschrÃ¤nkt verweisbar.

Das beim KlÃ¤ger vorhandene RestleistungsvermÃ¶gen reicht auch aus, eine
derartige TÃ¤tigkeit zu verrichten. Mit dieser Beurteilung stÃ¼tzt sich der Senat auf
das Ã¼berzeugende und ausfÃ¼hrliche Gutachten des vom Sozialgericht bestellten
SachverstÃ¤ndigen Dr.L. , der die zahlreich vorhandenen Vorbefunde sorgfÃ¤ltig
gewÃ¼rdigt und seine Beurteilung schlÃ¼ssig begrÃ¼ndet hat. Aufgrund seiner
langjÃ¤hrigen TÃ¤tigkeit als SachverstÃ¤ndiger im Bereich der Bayerischen
Sozialgerichtsbarkeit verfÃ¼gt er sowohl Ã¼ber die erforderlichen Kenntnisse als
auch Ã¼ber die praktische Erfahrung, um sÃ¤mtliche, hier in Betracht kommenden
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gesundheitlichen StÃ¶rungen medizinisch zutreffend einzuordnen und ihre
Auswirkungen auf die EinsatzfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im allgemeinen Erwerbsleben
sachgerecht zu beurteilen. Mit seiner WÃ¼rdigung befindet er sich in
Ã�bereinstimmung mit dem OrthopÃ¤den Dr.P. , der den KlÃ¤ger im
Verwaltungsverfahren am 24.03. 1999 ambulant untersucht hat. Eine Progredienz
des Leidens ist nach Angaben der behandelnden Ã�rzte seit November 1998 nicht
eingetreten. Dies hat auch Dr.S. in seinem Gutachten vom 19.11.1999 festgestellt.

Soweit von KlÃ¤gerseite gegen das Gutachten Dr.L. vorgetragen wird, es basiere
lediglich auf einer 15-minÃ¼tigen Untersuchung, so ist zunÃ¤chst dagegen
einzuwenden, dass dieser Vorwurf 9 Monate nach Kenntnisnahme des Gutachtens
wenig Ã¼berzeugend wirkt. SchlieÃ�lich spricht der Inhalt des Gutachtens mit
ausreichender Anamnese und klinischem Untersuchungsbefund dagegen, dass der
SachverstÃ¤ndige zu wenig Zeit aufgewendet hat. Er konnte sich auch auf ein
ausfÃ¼hrliches rÃ¶ntgenologisches Gutachten vom 31.03.2001 stÃ¼tzen, das in
seinem Auftrag erstellt worden ist.

Der KlÃ¤ger kann sich auf keine abweichende medizinische Beurteilung stÃ¼tzen.
Der behandelnde OrthopÃ¤de Dr.A. hat in seinem Attest vom 20.12.1999 lediglich
schwere Arbeiten fÃ¼r nicht mehr zumutbar erachtet. Die von ihm im
Befundbericht vom April 2000 genannten FunktionseinschrÃ¤nkungen (kein Heben
und kein langes Stehen) schlieÃ�en nicht jegliche ErwerbstÃ¤tigkeit aus, weil es auf
dem Arbeitsmarkt eine Vielzahl leichter Arbeiten in sitzender KÃ¶rperhaltung gibt.

Die vom Arbeitsamt bescheinigte fehlende Vermittelbarkeit betrifft lediglich das
Risiko der Arbeitslosigkeit. Wie das Sozialgericht zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, ist
dieses Risiko bei der gegebenen vollschichtigen EinsatzfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
unter betriebsÃ¼blichen Bedingungen nicht von der gesetzlichen
Rentenversicherung zu tragen.

Seit der ersten Rentenantragstellung Ende 1998 leidet der KlÃ¤ger unter
tiefsitzenden Kreuzschmerzen mit Schmerzausstrahlung zu den Zehen des rechten
FuÃ�es. Die am 7. Januar 1999 durchgefÃ¼hrte Kernspintomographie der
LendenwirbelsÃ¤ule ergab eine BandscheibenvorwÃ¶lbung L 3/L 4, L 4/L 5, eine
hochgradige Bandscheibendegeneration L 5/S 1 und eine ausgeprÃ¤gte
BandscheibenvorwÃ¶lbung L 5/S 1. Ein Bandscheibenvorfall wurde nicht genannt.
Infolge der genannten BandscheibenschÃ¤den liegt ein mittelschweres
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom vor, das mit erheblichen
BewegungseinschrÃ¤nkungen, hingegen nicht mit einem peripher neurogenen
Defekt verbunden ist. Wegen der verminderten statischen Belastbarkeit des
Achsenorgans sind nur noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im gelegentlichen
Wechsel der Arbeitsposition zumutbar. Insbesondere kÃ¶nnen Lasten von Ã¼ber 10
Kilo nicht gehoben und getragen werden. Ebensowenig zumutbar sind hÃ¤ufiges
BÃ¼cken und ausschlieÃ�liches Arbeiten an Maschinen und am FlieÃ�band.

Die von Dr.L. veranlasste rÃ¶ntgenologische Untersuchung im MÃ¤rz 2001 ergab
neben dem LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom ein chronisches
HalswirbelsÃ¤ulensyndrom. Die damit verbundenen FunktionseinschrÃ¤nkungen
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sind als leicht einzustufen, nachdem die Beweglichkeit lediglich endgradig reduziert
ist. Die Beschwerden an beiden Schultern sind einem Supraspinatussehnensyndrom
zuzuordnen, das hÃ¤ufige Ã�berkopfarbeiten ausschlieÃ�t.

Die daneben bestehenden degenerativen VerÃ¤nderungen an den unteren und
oberen ExtremitÃ¤ten sind funktionell bedeutungslos. Insbesondere ist die
Muskulatur an beiden Armen krÃ¤ftig und seitengleich, die Ellenbogen- und
Handgelenksbeweglichkeit frei. SÃ¤mtliche Gelenke der Finger beider HÃ¤nde sind
entzÃ¼ndungs- und arthrosefrei. Motorik, SensibilitÃ¤t und Durchblutung der Finger
sind intakt. Ebenso ist die Beweglichkeit beider HÃ¼ft-, Knie- und Sprunggelenke
frei, auffÃ¤llig lediglich leichtgradige Varizen ohne Ulcusleiden der Haut. Eine
sozialmedizinisch relevante EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit liegt nicht vor. Der
KlÃ¤ger ist in der Lage, tÃ¤glich eine Wegstrecke von deutlich mehr als 4 x 500
Metern zum Arbeitsplatz in angemessener Zeit zurÃ¼ckzulegen.

Zusammenfassend kann der KlÃ¤ger noch leichte, kurzfristig mittelschwere
Arbeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung, in geschlossenen RÃ¤umen vollschichtig
verrichten, sofern sie nicht mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken, hÃ¤ufiger Ã�berkopfarbeit und
Zwangshaltung verbunden sind. Wichtig ist, dass bei einer vollschichtigen
TÃ¤tigkeit unÃ¼bliche Pausen nicht erforderlich sind. Da auch das GehvermÃ¶gen
nicht nennenswert eingeschrÃ¤nkt ist, liegen keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass
eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen gegeben ist. Nur in
diesem Fall hÃ¤tte das Gericht Anlass zu prÃ¼fen, ob dem KlÃ¤ger der
Arbeitsmarkt verschlossen ist (BSGE Band 80, 24, 33 ff.). Bei den vorhandenen
LeistungseinschrÃ¤nkungen kann ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass
es auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fÃ¼r die an sich noch mÃ¶glichen
VollzeittÃ¤tigkeiten eine ausreichende Anzahl von ArbeitsplÃ¤tzen gibt. Leichte
kÃ¶rperliche Verrichtungen wie z.B. Kontrollieren, Sortieren, Zusammensetzen von
Teilen usw. sind mit dem RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers vereinbar. Der
Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit bedarf es daher nicht.

Entgegen der Ansicht des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten ist das Gericht wegen der
EinschrÃ¤nkung des zumutbaren Anmarschwegs auf 800 m, wie von Dr.S. fÃ¼r
richtig gehalten, nicht verpflichtet, die konkrete Wohnsituation des KlÃ¤gers zu
berÃ¼cksichtigen. Wie das Bundessozialgericht in seiner Entscheidung vom
17.12.1991 (SozR 3-2200, Â§ 1247 RVO Nr.10) ausgefÃ¼hrt hat, kann es bei der
Beurteilung der MobilitÃ¤t eines Versicherten nicht auf die konkreten
Anforderungen ankommen, die sich aus der Lage seines Wohnorts und mÃ¶glicher
Arbeitsstellen ergeben. Besondere Schwierigkeiten der persÃ¶nlichen
Wohnsituation gehÃ¶ren grundsÃ¤tzlich nicht zum versicherten Risiko, ebenso
wenig Schwierigkeiten und Nachteile eines Umzugs an einen anderen Ort, von dem
aus ArbeitsplÃ¤tze besser zu erreichen wÃ¤ren. Das versicherte Risiko muss
deshalb auch insoweit nach allgemeinen, fÃ¼r alle gleichermaÃ�en geltenden
Kriterien abgegrenzt werden, die sich daran orientieren, welche LeistungsfÃ¤higkeit
im Regelfall gegeben sein muss, um ArbeitsmÃ¶glichkeiten wahrnehmen zu
kÃ¶nnen. SÃ¤mtliche Senate des Bundessozialgerichts folgen dem
generalisierenden MaÃ�stab, wonach erwerbsunfÃ¤hig in der Regel der ist, wer
nicht in der Lage ist, tÃ¤glich 4 x eine Wegstrecke von mehr als 500 Metern mit
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zumutbarem Zeitaufwand zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen. Dass der KlÃ¤ger dies kann,
hat Herr Dr.L. ausdrÃ¼cklich bejaht.

Der KlÃ¤ger, der keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, hat erst
recht keinen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, weil er die noch
strengeren Voraussetzungen des Begriffs der ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§
44 Abs.2 SGB VI a.F. nicht erfÃ¼llt. Da er auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
vollschichtig einsatzfÃ¤hig ist, ist er nicht gehindert, sein RestleistungsvermÃ¶gen
wirtschaftlich zu verwerten und mehr als nur geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte zu erzielen.
Wegen seiner vollschichtigen EinsatzfÃ¤higkeit scheitert schlieÃ�lich auch ein
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung im Sinne des Â§ 43 SGB VI in der ab
01.01.2001 maÃ�gebenden Fassung. Voraussetzung hierfÃ¼r wÃ¤re, dass der
KlÃ¤ger unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts keine
sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten (Â§ 193 SGG).

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 05.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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